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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

02.12.2025 

Geschäftszahl 

Ra 2025/16/0022 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2017/17/0021 E 15. November 2017 RS 1 

Stammrechtssatz 

§ 44a Z 1 VStG ist nach ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes dann entsprochen, wenn 
dem Beschuldigten im Spruch des Straferkenntnisses die Tat in so konkretisierter Umschreibung 
vorgeworfen wird, dass er in die Lage versetzt wird, auf den konkreten Tatvorwurf bezogene Beweise 
anzubieten, um den Tatvorwurf zu widerlegen, und der Spruch geeignet ist, den Beschuldigten davor zu 
schützen, wegen desselben Verhaltens nochmals zur Verantwortung gezogen zu werden und gleichzeitig 
der Verwaltungsgerichtshof in die Lage versetzt wird, eine rechtliche Prüfung vorzunehmen. Nach diesen, 
aber auch nur nach diesen Gesichtspunkten ist in jedem konkreten Fall insbesondere auch zu beurteilen, 
ob die im Spruch eines Straferkenntnisses enthaltene Identifizierung der Tat dem § 44a Z 1 VStG genügt 
oder nicht genügt, mithin ob die erfolgte Umschreibung der Tat im konkreten Fall das Straferkenntnis als 
rechtmäßig oder als rechtswidrig erscheinen lässt. Das an die Umschreibung der Tat zu stellende 
Genauigkeitserfordernis wird daher nicht nur von Delikt zu Delikt, sondern auch nach den jeweils 
gegebenen Begleitumständen in jedem einzelnen Fall ein verschiedenes, weil an den oben wieder 
gegebenen Rechtsschutzüberlegungen zu messendes Erfordernis sein (vgl. VwGH 18.5.2016, Ra 
2015/17/0029, mwN). 
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